
der volkseigenen Wirtschaft verbindlich ist und die beste 
Methode zur Leitung der staatlichen Wirtschaft darstellt, 
bedingt, daß der Leiter eines staatlichen Betriebes die
sen selbständig operativ leitet.

Vm dies zu ermöglichen, sind die volkseigenen Be
triebe durch die VO vom 20. März 1952 über Maßnah
men zur Einführung des Prinzips der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung in den Betrieben der volkseigenen 
Wirtschaft (GBl. S. 225) als juristische Personen aus
gestaltet worden. Der volkseigene Betrieb schließt in 
eigenem Namen und unter eigener Verantworung 
Rechtsgeschäfte mit Dritten ab und nimmt selbständig 
am Rechtsverkehr teil. Die Mittel des Betriebes bleiben 
aber ungeteiltes Eigentum unseres demokratischen 
Staates. Die Direktoren der Betriebe sind Bevollmäch
tigte des Staates „zur Ausnutzung der Produktionsmittel 
entsprechend den vom Staat übergebenen Plänen“1). Der 
Betriebsleiter allein ist berechtigt, über das dem Betrieb 
zugeteilte Vermögen zu verfügen* 2). Seine Verfügungs
befugnis erstreckt sich grundsätzlich nur auf die Um
laufmittel, und auch hier sind seine Verfügungen nur 
zulässig, soweit sie der Durchführung der Planaufgaben 
dienen.

Diese Grundsätze der Verwaltung von Volkseigentum, 
die entsprechend auch für die staatlichen Haushaltsorga
nisationen gelten, sind nicht interne, nur innerhalb der 
volkseigenen Wirtschaft geltende Anweisungen, sondern 
allgemein verbindliche Rechtssätze. Sie bilden einen 
wesentlichen Bestandteil unseres demokratischen Zivil
rechts. Nur die strenge Einhaltung dieser Vorschriften 
gewährleistet einen ausreichenden Schutz des staatli
chen sozialistischen Eigentums gegen rechtswidrige Ver
fügungen. Verfügungen, die diesen Grundsätzen wider
sprechen, verstoßen gegen gesetzliche Bestimmungen 
und sind daher gemäß § 134 BGB unwirksam. Aus 
diesen Gründen ist es z. B. richtig, daß die Vorschriften 
über den gutgläubigen Eigentumsrechtserwerb vom 
Nichtberechtigten (§§ 892, 932 ff. BGB) zu Lasten des 
Volkseigentums grundsätzlich als unanwendbar ange
sehen werden und daß auch die Möglichkeit der Pfän
dung volkseigener Gegenstände von Rechtsprechung und 
Literatur verneint wird, ln beiden Fällen handelt es 
sich um Eingriffe Nichtberechtigter in die ordnungs
mäßige Verwaltung des Volkseigentums.

Aus den gleichen Gründen muß aber auch die Auf
rechnung Privater gegenüber Forderungen volkseigener 
Organisationen als unzulässig angesehen werden. Hier 
handelt es sich gleichfalls um eine Verfügung von Per
sonen, die zur Verwaltung und damit zur Verfügung 
über Volkseigentum nicht berechtigt sind. _

Das Aufrechnungsverbot gegenüber Forderungen 
staatlicher juristischer Personen läßt sich auf weitere 
Gründe stützen, die mit der Notwendigkeit der ord
nungsgemäßen Verwaltung des Volkseigentums Zu
sammenhängen. Bekanntlich werden die ökonomischen 
Prozesse besonders innerhalb des volkseigenen Sektors 
unserer Wirtschaft durch das staatliche Finanz- und Kre
ditsystem kontrolliert. Als hauptsächlichstes Kontroll
organ wirkt dabei die Deutsche Notenbank. Diese 
Finanzkontrolle wird durch eine Reihe gesetzgeberischer 
Akte gewährleistet. So bestimmt das Gesetz über die 
Regelung des Zahlungsverkehrs vom 21. April 1950 
(GBl. S. 355), daß u. a. staatliche Unternehmen zur 
Führung von Bankkonten verpflichtet sind. § 3 des Ge
setzes legt fest, daß der Geldverkehr unter Benutzung 
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs abgewickelt werden 
muß. Mit der Einführung des Bankeninkassos (RE-Ver- 
fahren) durch die Verordnung vom 17. Juli 1952 (GBl.
S. 609) und des Verrechnungsverkehrs nach der Anord
nung vom 25. März 1953 (ZBl. S. 135) wurden weitere 
wichtige Schritte unternommen, um die Kontrolle über 
die Tätigkeit der staatlichen Unternehmen zu verbes
sern. Würde man eine Aufrechnung gegen volkseigene 
Forderungen gestatten, so könnte das Kontrollsystem in 
einem ganz erheblichen Umfange durchbrochen werden. 
Die umfassende „Kontrolle durch die Mark“ wäre in

!) Stalin, ökonomische Probleme des Sozialismus in der 
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2) vgl. z. B. Abschnitt II Ziff. 1 der Anlage A zum Befehl 
Nr. 76 der ehemaligen SMAD vom 23. April 1948; § 3 der An
ordnung über die Übertragung der volkseigenen Betriebe an 
die Rechtsträger des Volkseigentums vom 20. Oktober 1948 
(ZVOB1. S. 502); Art. 28 der Verfassung der Deutschen Demo
kratischen Republik usw.

Frage gestellt, weil die Verrechnungen über die Bank
konten keinen exakten Überblick über die gesamte wirt- 
schafFiche Lage und die Tätigkeit. des betreffenden 
staatlichen Unternehmens mehr gewährten.

Der Gesetzgeber hat in § 7 Abs. 2 der 6. DB zur WO 
vom 23. Dezember 1953 (GBl. 1954 S. 21) die Aufrech
nung mit einer Vertragsstrafe ausdrücklich für unzu
lässig erklärt. Das Bezirksgericht hat hieraus in An
lehnung an die Ausführungen von Breitbarth (NJ 1953
5. 502) den Schluß gezogen, daß in allen anderen Fällen 
die Aufrechnung gegenüber volkseigenen Forderungen 
zulässig sei. Das Bezirksgericht hat dabei übersehen, 
daß die 6. DB zur WO nur für die Verhältnisse inner
halb der volkseigenen und der ihr gleichgestellten Wirt
schaft gilt. Aber auch für diesen Bereich sollte durch 
§ 7 Abs. 2 a. a. O. die Frage der Zulässigkeit der Auf
rechnung nicht allgemein endgültig entschieden werden. 
§ 7 Abs. 2 a. a. O. wollte angesichts der Tatsache, daß in 
Rechtsprechung und Literatur noch keine Klarheit über 
die Frage der Zulässigkeit der Aufrechnung gegenüber 
volkseigenen Forderungen herrscht, lediglich klarstel
len, daß zumindest für gegenseitige Forderungen aus 
Vertragsstrafen die Aufrechnung unstatthaft ist. Durch 
diese besondere Regelung sollte der spezielle Charakter 
der Vertragsstrafe als eines Mittels der Finanzkontrolle 
betont und ihre Verrechnung auf Sonderkonten sicher
gestellt werden. § 7 Abs. 2 a. a. O. enthält aber auf 
keinen Fall einen Hinweis dafür, daß die Aufrechnung 
Privater gegenüber volkseigenen Forderungen zuläs
sig sei.

Im übrigen ist zu bemerken, daß die 2. DB zur WO, 
auf die sich das Bezirksgericht mit stützt, durch die
6. DB außer Kraft gesetzt worden ist. Das gleiche gilt 
für die VO über die Reorganisation der Staatlichen Ver
tragskontore vom 23. Oktober 1952, die durch die VO 
über die Neuregelung der Vertragsbeziehungen der pri
vaten Industriebetriebe vom 29. Oktober 1953 (GBl. 
S. 1073) aufgehoben worden ist.

Dem Bezirksgericht kann auch keinesfalls zugestimmt 
werden, wenn es meint, daß die Verträge zwischen 
staatlichen Unternehmen den Verträgen zwischen staat
lichen Unternehmen und Privatbetrieben „sowohl der 
Form als auch dem Inhalte nach genau entsprechen“. 
Eine solche Gleichstellung scheitert schon an den grund
legenden ökonomischen Unterschieden, die den beiden 
Vertragsarten zugrunde liegen und die in der verschie
denen juristischen Ausgestaltung der Verträge zum Aus
druck kommen. Das Aufrechnungsverbot gegenüber 
volkseigenen Forderungen ergibt sich weiterhin aus 
§ 394 BGB, worauf besonders Nathan (NJ 1953 S. 740) 
hingewiesen hat. § 394 BGB bestimmt, daß gegen For
derungen, die der Pfändung nicht unterliegen, nicht auf
gerechnet werden kann. Dies gilt insbesondere auch für 
volkseigene Forderungen, gegen die auf gerechnet wer
den soll. Das Verbot der Aufrechnung gegen volks
eigene Forderungen und der Ausschluß ihrer Pfändbar
keit stehen in einem engen Zusammenhang; in beiden 
Fällen kommt der oben dargelegte Rechtsgrundsatz zum 
Ausdruck, daß über volkseigenes Vermögen nur der 
vom Staat eingesetzte, der ihm verantwortliche Staats
funktionär verfügen darf. Die von unserem demo
kratischen Staat sanktionierte Vorschrift des § 394 BGB 
erweist sich also in diesem Zusammenhang als ein 
Mittel zum Schutze des staatlichen sozialistischen Eigen
tums. Die Weitergeltung des § 394 BGB ist durch die 
Bestimmung des § 7 der 6. DB zur WO nicht in Frage 
gestellt worden.

Aus all diesen Gründen muß man zu der Schlußfol
gerung gelangen, daß die Aufrechnung Privater gegen 
volkseigene Forderungen unzulässig ist.

Ergänzend sei noch bemerkt, daß im umgekehrten 
Falle, wenn ein volkseigenes Unternehmen mit einer 
Forderung. gegen eine Forderung eines nichtstaatlichen 
Unternehmens aufrechnen will, die Aufrechnung grund
sätzlich zulässig ist. Denn hier handelt es sich nicht um 
einen unzulässigen Eingriff in die Verwaltung des 
Volkseigentums, weil der Direktor des Betriebes selbst 
die Verfügung vornimmt. Auch würde man das staat
liche Unternehmen z. B. im Konkurs seines privaten 
Partners schlechter stellen als jedes andere Rechtssub
jekt, das nach den Vorschriften der S§ 53 ff. der Kon
kursordnung nach der Konkurseröffnung noch auf
rechnen kann.
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